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Interview

Wechsel der Perspektive
Interview mit Professor Helmut Krcmar, Technische Universität München, über Anforderun-
gen der Wirtschaft an E-Government, die Ergebnisse der Studie Collaborative E-Government 
und die Konsequenzen für Kommunen.

Herr Professor Krcmar, auf dem 
nationalen IT-Gipfel Ende vergange-
nen Jahres wurde gefordert, dass die 
Anforderungen an die Gestaltung von 
E-Government-Prozessen insbesondere 
für die Wirtschaft systematisch erhoben 
werden müssten. Das überrascht Sie 
nicht wirklich?

Als Vertreter der Wissenschaft 
im Arbeitskreis E-Government 
des IT-Gipfels habe ich diese 
Forderung maßgeblich mit for-

muliert. Sie entspricht meiner 
Erfahrung, dass Unternehmen nur 
diejenigen Dienste annehmen, 
die Nutzen stiften. Das heißt, für 
die Gestaltung von erfolgreichen 
E-Government-Diensten müssen 
Anforderungen nicht nur der Be-
hörden, sondern vor allem auch 
der Unternehmen ermittelt und 
berücksichtigt werden.

Die vorhandenen E-Government-An-
gebote werden selten genutzt. Warum 
vertrauen viele Unternehmen immer noch 
auf den Papierstandard?

Zum einen wurden in der Vergan-
genheit zu häufig nicht Prozesse, 
sondern nur Schnittstellen betrach-

tet. Das heißt: Die bisherige papier-
basierte Übergabe von Dokumenten 
und Formularen wurde durch eine 
Upload-Funktion für ein nunmehr 
digitales Formular ersetzt. Für 
Unternehmen bedeutet das kaum 
Einsparung – abgesehen vom Por-
to. Zum anderen lassen sich nicht 
alle Behördenkontakte vollständig 
elektronisch abbilden: Kontakte, 
die auf persönlicher Beratung oder 
auch auf Aushandlungsprozessen 
beruhen, können nicht in Form von 

Workflows abge-
bildet werden.

Sie haben kürz-
l i ch  d i e  S tud i e 

Collaborative E-Government vorgelegt. 
Was sind die wesentlichen Ergebnisse der 
Untersuchung?

Im Rahmen der Untersuchung 
konnten charakteristische Merk-
male und Phasen von Unterneh-
menslagen identifiziert werden, 
die dafür ausschlaggebend sind, 
welche Anforderungen aus Unter-
nehmenssicht an eine E-Govern-
ment-Lösung zu stellen sind und 
welches Potenzial einer solchen 
Lösung zugerechnet wird. Dies 
wird an zwei ausgewählten Un-
ternehmenslagen demonstriert. 
Die Studie liefert damit ein Instru-
mentarium, mit dem eine syste-
matische Erhebung von E-Govern-

ment-Potenzial 
u n d  - A n f o r -
derungen aus 
der Perspektive 
der relevanten 
Akteure durch-
geführt werden 
kann.

Sie führen eine 
neue Begrifflich-
keit ein. Was ist unter Collaborative 
E-Government zu verstehen?

Der Begriff Collaborative E-Gov-
ernment betont die Unterstützung 
der Zusammenarbeit der Kooperati-
onspartner auf Unternehmens- und 
Behördenseite, im Gegensatz zu einer 
verkürzten Konnotation des Begriffs 
E-Government, der häufig lediglich 
die Unterstützung der Übergabe von 
Informationen an der Schnittstelle 
zwischen Unternehmen oder Bürgern 
und Behörde meint. Collaborative 
E-Government greift aus der Menge 
unternehmerischer Behördenkon-
takte diejenigen heraus, die auf der 
Kooperation zahlreicher Partner auf 
Seiten des Unternehmens wie auch 
auf Behördenseite für die Vorberei-
tung und Abwicklung beruhen.

Sie fordern also die konsequente Be-
rücksichtigung der Kundensicht. Warum 
sollten die Behörden und Ämter diesen 
Perspektivwechsel vornehmen?
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E-Government-Lösungen werden 
nur genutzt, wenn sie Verbesserun-
gen gegenüber der herkömmlichen 
Abwicklung bieten. Gleichzeitig pro-
fitiert die öffentliche Verwaltung von 
möglichen Einspareffekten durch 
E-Government nur dann, wenn sie 
einen nennenswerten Anteil der 
Behördenkontakte auf diesen Ka-
nal verlagern kann. Das bedeutet, 
E-Government-Lösungen sollten 
die Perspektiven aller potenziellen 
Nutzer berücksichtigen.

Was bedeutet dies für die Architektur 
von E-Government-Lösungen?

Ich gehe davon aus, dass wir typi-
sche Szenarien von E-Government-
Kontakten identifizieren werden, die 
durch eine geeignete Architekturaus-
prägung unterstützt werden können. 
Diese können von Kooperationsporta-
len, wie etwa Bauplattformen, bis hin 
zu weitgehend integrierten Lösungen 
analog der Destatis-Anwendung des 
Statistischen Bundesamtes reichen. 
Wichtig ist es, etablierte Unterneh-
mensstandards zu berücksichtigen 
und entsprechende Schnittstellen zu 
schaffen.

Welche Bereiche oder Unternehmensla-
gen eignen sich besonders für Collaborative 
E-Government?

Wenn an einer Behördeninterakti-
on verschiedene Akteure innerhalb 
und außerhalb der Behörde mit 
einander kooperieren, sollten auch 
die organisatorischen, prozessualen 
und technischen Rahmenbedingun-
gen dieser verschiedenen Perspek-
tiven betrachtet werden. Ob am 
Ende eine Kooperationsplattform 
resultiert oder eine automatisierte 
Workflow-Unterstützung, hängt 
von der betrachteten Unterneh-
menslage ab.

Können Sie ein konkretes Beispiel für 
den Nutzen von kooperativen E-Govern-
ment-Prozessen nennen?

Ausgangspunkt der Untersuchung 
kooperativer E-Government-Prozesse 
war die positive Bewertung der virtu-
ellen Bauplattform durch Unterneh-
men, die häufig Bauanträge stellen. 
Der Bauantragsprozess beruht auf 
der Zusammenarbeit zahlreicher 
Akteure auf Unternehmens- und auf 
Behördenseite. Deren Zusammen-
arbeit kann bei der Benutzung einer 
Kooperationsplattform koordiniert 
werden. Sowohl die Erstellung von 
Planungsdokumenten als auch die 
Begutachtung und Überarbeitung 
wird durch eindeutige Versionie-
rung, Rechte-Management, Zugriff 
auf Archivmaterial sowie orts- und 
zeitunabhängigen Zugriff vereinfacht 
und beschleunigt.

Gibt es weitere Prozesse mit ähnlichem 
Potenzial?

Dem Bauantragsverfahren sehr 
ähnlich sind grundsätzlich eine 
ganze Reihe von komplexen Antrags-
verfahren wie die Zulassung von 
Medikamenten oder Pflanzenschutz-
mitteln oder auch umweltrechtliche 
Genehmigungen bei Produktions-
anlagen. Auch hier sind zahlreiche 

Akteure bei der Vorbereitung und 
Begutachtung von Anträgen beteiligt 
und könnten von einer Kooperati-
onsinfrastruktur profitieren. Unab-
hängig davon können aber auch we-
niger komplexe Behördenkontakte 
mit E-Government nutzenstiftend 
unterstützt werden.

Welchen Beitrag leistet diese Untersu-
chung für die weitere Entwicklung der 
digitalen Beziehungen zwischen der öffent-
lichen Verwaltung und ihren Kunden?

Die Untersuchung liefert die 
Ausgangsbasis dafür, die digitalen 
Beziehungen zwischen öffentlicher 
Verwaltung und ihren Kunden syste-
matisch zu untersuchen und mithilfe 
geeigneter E-Government-Lösungen 
zu unterstützen.

Welche Konsequenzen sollten die Kom-
munen aus der Studie ziehen?

Aus meiner Sicht ist es nun an den 
Kommunalverwaltungen, zusammen 
mit der Wirtschaft, der Wissen-
schaft und der IT-Industrie aktiv zu 
werden und im Sinne lokaler und 
regionaler Runder Tische, zentrale 
Ansatzpunkte für E-Government 
zu identifizieren. Der Ansatz von 
Collaborative E-Government und 
die dort entwickelte Systematik zum 
prozessorientierten E-Government-
Assessment stellen das Instrumen-
tarium dafür bereit.

Interview: Alexander Schaeff

Zur Person

Prof. Dr. Helmut Krcmar hat den 
Lehrstuhl für Wirtschaftsinforma-
tik an der Fakultät für Informatik 
der TU München inne. Seine For-
schungsschwerpunkte liegen unter 
anderem in den Bereichen Informa-
tions- und Wissensmanagement, 
Engineering und Management IT-
basierter Dienstleistungen sowie 
E-Government.

Link-Tipp

Eine Kurzfassung der Studie Collaborative 
E-Government ist auf der Website
des Lehrstuhls für Wirtschaftsinformatik 
der TU München verfügbar:
• www.winfobase.de
Den Deep Link finden Sie unter www.kommune21.de.
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